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Entscheidungen und Erkenntnisse
gutachtens heranzieht, zwischen Hilfskräften, Personen, die 
Hilfsbefunde aufnehmen und Hilfsgutachtern zu unterschei-
den. Unter einer Hilfskraft ist eine Person zu verstehen, die – 
angestellt oder selbständig – auf demselben Fachgebiet wie 
der beauftragte Sachverständige tätig ist, den fachlichen Wei-
sungen des Sachverständigen bei der Gutachtenserstellung 
unterliegt und ihm entsprechend  ihren Fähigkeiten zuarbeitet 
(Krammer-Schmidt, SDG-GebAG3 § 30 Anm 1). Die Kosten für 
diese Hilfskräfte sind dem Sachverständigen nach § 30 GebAG 
soweit zu ersetzen, als deren Beiziehung nach Art und Umfang 
seiner Tätigkeit unumgänglich notwendig ist. In diesem Falle ist 
nur der Sachverständige selbst Träger des Gebührenanspru-
ches und haben beigezogene Hilfskräfte weder einen eigenen 
Anspruch gegen das Gericht noch kann der Sachverständige 
Gebühren für Mühewaltung oder Zeitversäumnis der Hilfskräfte 
geltend machen.

Hilfsbefunde sind Untersuchungen ohne eigene Begutach-
tung, die der Sachverständige nicht selbst vornimmt, sondern 
anderen Personen oder Einrichtungen überlässt und deren 
Beurteilung ihm aufgrund eigener Sachkunde möglich ist. Der 
Sachverständige darf auch sie ohne ausdrückliche richterliche 
Weisung veranlassen und erhält den dafür entstandenen Auf-
wand nach § 31 GebAG ersetzt. Nach § 31 Abs 1 Z 5 GebAG 
sind dem Sachverständigen mit der Erfüllung ihres jeweiligen 
Gutachtensauftrags notwendigerweise verbundene variable 
Kosten, nicht aber Fixkosten zu ersetzen, und zwar unter ande-
rem die von den Sachverständigen zu entrichtenden Entgelte 
und Gebühren für Leistungen und Dienste, die für Befundauf-
nahme und Gutachtenserstattung durch den Sachverständigen 
notwendig sind und welche der Sachverständige üblicherweise 
nicht erbringen kann und die auch nicht zur üblichen Grund-
ausstattung und Infrastruktur der in diesem Fachgebiet tätigen 
Sachverständigen gehören (insb. Porto, Transportkosten, Kos-
ten für Fremduntersuchungen und -anaysen. Pflegegebühren, 
durch die Besonderheit des Auftrags zusätzlich erforderliche 
Versicherungsprämien, Kosten für Großräumlichkeiten, für den 
Erwerb rein fallspezifischen Zusatzwissens und für Übersetzun-
gen). Nach Z 5 können also Entgelte und Gebühren für Leistun-
gen und Dienste soweit ersetzt werden, als sie für die Befund-
aufnahme und Gutachtenserstattung notwendig sind und der 
Sachverständige diese (etwa aufgrund seiner Zertifizierung) 
nicht selbst erbringt (Dokalik, Das Recht der Sachverständigen 
und Dolmetscher, S. 88).

Zieht der gerichtlich bestellte Sachverständige weitere Sach-
verständige bei, die eigenverantwortlich Befund und Gutachten 
erstatten, so werden diese als Hilfsgutachter tätig. Die Einho-
lung von Hilfsgutachten darf nur über gerichtlichen Auftrag 
oder zumindest mit Zustimmung des Gerichtes erfolgen. Dieser 
beigezogene Sachverständige hat einen eigenen Gebührenan-
spruch gegenüber dem Gericht (Krammer-Schmidt aaO § 30 
Anm 1).

Im gegenständlichen Fall handelt es sich sowohl bei der neuro-
pathologischen Untersuchung durch die Landes-Nervenklinik 
als auch bei der mikroskopischen Untersuchung der Organe 
durch das pathologisch-anatomische Institut der Landeskran-
kenanstalt S. um Hilfsbefunde, die nach § 31 Abs 1 Z 5 GebAG 
zu honorieren sind. Dies ergibt sich nicht nur aus der Sachver-
haltsdarstellung in der Anzeige des Landeskriminalamtes vom 
17. 10. 2007, sondern auch aus dem (vorläufigen) Gutach-
ten vom 4. 10. 2007, dem (Abschluss-)Gutachten vom 28. 2. 
2008, dem Untersuchungsbericht über die neuropathologische 
Untersuchung und dem Bericht über die mikroskopische Un-
tersuchung der Organe. Wenn der Beschwerdeführer darauf 
hinweist, dass in der Honorarnote des Prof. DDr. S. W. vom 
7. 12. 2007 die Position „Gutachten“ mit einem Betrag von 
€ 159,80 aufscheint, muss diese Position in der Honorarnote im 
Gesamtkontext mit dem neuropathologischen Untersuchungs-
bericht gesehen werden. Dieser Untersuchungsbericht enthält 

eine makroskopische und mikroskopische Untersuchung des 
Gehirns und anschließend eine neuropathologische Diagno-
se, wobei diese Diagnose noch keine Gutachtenserstattung 
darstellt, sondern noch als Befund in Form einer Zusammen-
fassung der makroskopischen und mikroskopischen Untersu-
chung des Gehirnes zu verstehen ist. Die übrigen Ansätze in 
der Honorarnote des Prof. DDr. S. W. stellen zweifellos nur ein 
Honorar für eine Befundung dar, ebenso der Honoraransatz 
in der Rechnung der Landeskrankenanstalt S. in Verbindung 
mit dem hiezu vorliegenden Untersuchungsbericht vom 4. 10. 
2007. Damit sind diese Honorare der Sachverständigen nach 
§ 31 Abs 1 Z 5 GebAG zuzuerkennen und bleibt kein Raum für 
die Anwendung des § 43 GebAG. Bedenken gegen die Höhe 
der Honorare von € 773,40 und € 344,50 bestehen im Sinne 
einer Unangemessenheit nicht.

Begutachtung von 
Lichtbildern – 
keine gesonderte 
Mühewaltungsgebühr 
(§ 43 Abs 1 Z 1 GebAG) 

1. Die Begutachtung von 16 im Akt erliegenden, nicht mit 
besonderer Sachkunde hergestellten und nicht nur mit 
Fachwissen interpretierbaren Lichtbildern des Tatopfers, 
die von der Polizei bei der Sachverhaltsabklärung an-
gefertigt wurden, vermittelt lediglich eine visuelle Wahr-
nehmung und Beschreibung sichtbarer körperlicher 
Merkmale des Tatopfers.

2. Dies entspricht am ehesten einer oberflächlichen kör-
perlichen Untersuchung, deren Entlohnung in den von 
dem Sachverständigen nach § 43 Abs 1 Z 1 lit c und 
lit e GebAG angesprochenen Gebührenansätzen enthal-
ten ist.

3. Eine Entlohnung dieser Tätigkeit nach § 43 Abs 1 Z 12 
lit a GebAG kommt daher nicht in Frage, auch nicht mit 
einem Teil.

OGH vom 11. April 2007, 13 Os 126/06 p

Die Beschwerdeführerin Ass. Prof. Dr. N. N. begehrte für die 
im Rechtsmittelverfahren auch vorgenommene Befundung 
der erliegenden 16 Lichtbilder des Tatopfers eine zusätzliche 
Gebühr von € 414,40 (16 x € 25,90) nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a 
GebAG. Das Oberlandesgericht  Innsbruck wies – u.a. – diesen 
Teil des Gebührenbestimmungsantrags mit dem Hinweis ab, dass 
diese Befundaufnahme als Teil der nach § 43 Abs 1 Z 1 lit c und 
lit e GebAG zu entlohnenden Mühewaltung zu sehen sei.

Die Beschwerde richtet sich gegen die Abweisung eines Betra-
ges von € 414,40 einschließlich USt betreffend die Befundung 
und Begutachtung der genannten Lichtbilder, auf denen das 
Tatopfer mit diversen Verletzungsmerkmalen abgebildet ist.

Ihr kommt keine Berechtigung zu.
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Entscheidungen und Erkenntnisse
Ein Zuspruch nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG setzt die 
Erstellung und Auswertung von Röntgenaufnahmen voraus. 
Deren Herstellung bedarf einer besonderen Ausbildung; deren 
Auswertung kann nur mit einem fachspezifischen ärztlichen 
Vorwissen sinnvolle Ergebnisse bringen. Eine Begutachtung 
unter Verwendung von Lichtbildern wird in den besondere Ent-
lohnungsansätze aufzählenden § 43 GebAG nicht genannt. Ge-
mäß § 49 Abs 1 GebAG wäre daher diese Mühewaltung nach 
dem in diesem Gesetz genannten nächstähnlichen Leistungs-
ansatz zu entlohnen. Anders als etwa die Herstellung und Be-
gutachtung von den Röntgenbildern unter Gebührenaspekten 
gleichkommenden kernspintomographischen Folien (vgl OLG 
Wien, SV 2005, 37), umfasst die Begutachtung von im Akt er-
liegenden, nicht mit besonderer Sachkunde hergestellten und 
nicht nur mit Fachwissen interpretierbaren Lichtbildern der 
Polizei, die bei der Sachverhaltsabklärung angefertigt worden   
sind, lediglich eine visuelle Wahrnehmung und Beschreibung 
sichtbarer körperlicher Merkmale des Tatopfers. Unter dem aus 
sachverständiger Sicht wesentlichen Gesichtspunkt der Suche 
nach Ansatzpunkten, die für die ärztliche Befundung und Be-
gutachtung von Bedeutung sind, entspricht diese Tätigkeit am 
ehesten einer (oberflächlichen) körperlichen Untersuchung im 
Sinne des § 43 Abs 1 Z 1 lit a GebAG, deren Entlohnung in den 
von der Sachverständigen nach § 43 Abs 1 lit c und lit e GebAG 
angesprochenen Gebührenansätzen enthalten und vom Ober-
landesgericht Innsbruck auch entsprechend bestimmt worden 
ist. Diese Untersuchung beinhaltet aber keine Mühewaltung, 
die einer besonderen Entlohnung iSd § 43 Abs 1 Z 12 lit a 
GebAG unterliegt. Daher geht auch das eventualiter gestellte 
Rechtsmittelbegehren ins Leere, zumindest einen Teil der Ge-
bühr nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG zuzusprechen, welche 
bei der bloßen Begutachtung von Röntgenbildern zusteht, die 
von dritter Seite hergestellt wurden. 

Der Beschwerde war daher in Übereinstimmung mit der Stel-
lungnahme der Generalprokuratur keine Folge zu geben.

Mühewaltung für ein Unfall-
rekonstruktionsgutachten  
(§ 48 GebAG) – Keine wissen-
schaftliche Leistung 
(§ 49 Abs 2 GebAG) – Kürzung 
der Mühewaltungsgebühr 
nach § 25 Abs 3 GebAG – 
Barauslagen nach § 31 GebAG

1. Mit der schriftlichen Gutachtenserstattung im strafge-
richtlichen Vorverfahren (wohl auch im staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsverfahren) ist die Tätigkeit des 
Sachverständigen vorerst abgeschlossen und die Ge-
bührenbestimmung zulässig (§ 38 GebAG), auch wenn 

es voraussichtlich zu einer mündlichen Gutachtenserör-
terung in der Hauptverhandlung kommen wird. 

2. Der Tarif nach § 48 GebAG erfasst nur typische Leistun-
gen, nicht abgegolten sind damit die über den Standard-
fall hinausgehenden Leistungen, die mit einer weiteren 
Mühewaltungsgebühr nach § 34 GebAG zu honorieren 
sind.

3. Bei einer wissenschaftlichen Leistung ist die Bestim-
mung der Gebühr in der vollen Höhe der außergericht-
lichen Einkünfte nach § 34 Abs 1 GebAG zulässig (§ 49 
Abs 2 GebAG). Mit wissenschaftlicher Leistung sind 
schwierige, arbeitsintensive und umfangreiche Gutach-
ten gemeint, die nach anerkannten wissenschaftlichen 
Methoden erarbeitet und besonders ausführlich begrün-
det sind. Es ist aber nicht erforderlich, dass die Tätigkeit 
als Forschung anzusprechen ist oder im Gutachten neue 
Erkenntnisse gewonnen werden.

4. Das vorliegende Gutachten ist zwar kein Standard-
fall, war arbeitsintensiv und wurde durchaus einge-
hend begründet, dennoch liegt im Hinblick auf § 48 Z 5 
lit d GebAG keine wissenschaftliche Leistung vor. Die 
Simulationsberechnungen wurden mit einem gängigen 
Computerprogramm (PC-Crash) vorgenommen, wobei 
wissenschaftliche Literatur nicht in großem Umfang zu 
verwerten war und auch keine Privatgutachten miteinzu-
beziehen waren. 

5. Mit gesonderter Mühewaltungsgebühr nach § 34 Abs 2 
GebAG mit Stundensatz von € 103,– sind über die Tarif-
gebühr des § 48 Z 5 lit d GebAG hinaus folgende Leis-
tungen zu entlohnen: Besprechung der Sachlage und 
Datenaustausch mit der Polizei sowie Vermessung der 
Unfallstelle (3 Stunden); Auswerten der Spurenszene der 
polizeilichen Lichtbilder und das Fertigen der maßstäb-
lichen Computerzeichnungen (10,5 Stunden); spurtech-
nische und technische Untersuchung von 3 Fahrzeugen 
samt Begutachtung der Frontscheinwerferlampen und 
der Rückhaltesysteme, sowie der Teilnahme an der Ob-
duktion (17 Stunden); dreidimensionale Simulationsbe-
rechnungen (12 Stunden) und Ausführungen zum Anle-
gezustand der Sicherheitsgurte (3 Stunden).

6. Hat der Sachverständige aus seinem Verschulden seine 
Tätigkeit nicht innerhalb der vom Gericht festgelegten 
Frist erbracht, so ist die Mühewaltungsgebühr nach rich-
terlichem Ermessen um insgesamt bis zu einem Viertel 
zu mindern (§ 25 Abs 3 zweiter Satz GebAG).

 Die Erledigung des Gutachtensauftrags brauchte mehr 
als 13 Monate, sie wurde zwar mehrfach urgiert, eine 
Fristsetzung (von einem Monat) erfolgte aber erst zwei 
Monate vor der Ablieferung des Gutachtens. 

 Eine Kürzung der Gebühr für Mühewaltung (von 
€ 5.065,60) im Ausmaß von 15 % (auf € 4.305,76) war 
daher angemessen.

7. Nach § 31 GebAG gebühren für Farblichtbilder € 1,50 
pro Stück (unter Berücksichtigung eines höheren inner-
betrieblichen Aufwandes), für Farbkopien € 1,- je Kopie, 
für die Fertigung der Fotoanlage € 1,70 je Blatt und für 
schwarz-weiß Ablichtungen € 0,50 je Kopie.

LG Salzburg vom 20. Juni 2008, 43 Bl 130/08 t

Im vorliegenden Strafverfahren erstattete Dipl.Ing. (FH) N. N.     
über gerichtlichen Auftrag ein (schriftliches) unfallanalytisches 
Gutachten zur Klärung des Herganges und der  Ursachen des   
Verkehrsunfalles vom 18. 11. 2006 und verzeichnete hierfür 
Gebühren von € 9.410,80.


